
Der Maschinenraum 

der Energiewende vor 

Ort

Holzgas-Blockheizkraftwerk Wahlstedt

19.11.2025

Das Projekt in Wahlstedt in Zahlen

Investitions-

volumen: 

~ 10,5 Mio.€

Angeschlossene 

Haushalte: 

rund 1.100

Thermische 

Leistung: 

90°: 1.410kW

50°: 500 kW

Elektrische 

Leistung:

1.000 kW

Gespartes CO2 

(Vergleich 

Erdgas):

10.000 t/Jahr

Brennstoff-

menge:

709 kg/h

Biokohle: 

~ 9m³/Tag
Gebundes 

CO2 

in Biokohle:

3.000 t/Jahr



2Die HanseWerk-Gruppe im Überblick

11
Kreise 

Schleswig-
Holsteins

33,5 %

rd. 400
Kommunen

aus SH

Partner der

Kommunen

66,5 %



3Wir setzen die Wärmewende in Schleswig-Holstein um 

Wir beschäftigen

> 250 
Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter

Wir versorgen

> 19.000 
Kundinnen und 

Kunden

Wir wollen bis

2030 
unsere bestehenden 

Wärmenetze 

dekarbonisieren 

Wir versorgen 

unsere Wärmenetze 

mit 

800 

Wärmeanlagen

Zentrale

Standorte

Wärmenetze



Projektstart

≈ 25 Netze
Projektstart 

≈ 15 Netze

2027202620252024
2024
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2028 2029 2030

Projektstart 

≈ 12 Netze

Projektstart 

≈ 16 Netze

Projektstart 

≈ 21 Netze
Projektstart

 ≈ 21 Netze

Projektstart

≈ 13 Netze

Dekarbonisierung 

von 

124 Wärmenetzen

Priorisierung der Projekte nach
 Größe und Alter sowie Anteil an Erneuerbaren Energien des Heizwerks

 Anzahl der jeweiligen Kunden am Netz  

Unser Fahrplan zu grünen Wärmenetzen



5Schleswig-Holsteins Wärmewende wird in erster Linie 
strombasiert sein

Aus

1 kWh Strom 

werden mit 

einer 

Wärmpumpe 

3-4 kWh 

Wärme

Basis ist 

Luft, 

Geothermie 

oder 

Abwärme
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Bezahlbarer Grünstrom 

ist der Schlüssel zur 

Energiewende



Installierte

EE-Leistung (in MW) 

9.000 9.800 
12.100 

2020 2022 2024
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2014 2019 2024

Steigender EE-Anteil in unserem 

Stromnetz (in Prozent)

227%

2024

2.680

1.000
780

2020 2022 2024

Abregelung von EE-

Anlagen an Land (in GWh)

- 70%

Netzentgelte für 

Haushaltskunden (in ct/KWh)

Das haben wir 

in Schleswig-

Holstein bereits 

erreicht

+ 34%

16,26

11,69
9,34

2024 2025 2026
(vorläufig)

Netzentgelte SH

- 43%



Wir haben eine hohe Nachfrage nach Netzanschlüssen 
und einen „Anfrageboom“ von Batteriespeichern

20 GW

44 GW

2 GW

Anfragen Erneuerbare Energien*

Windkraft Photovoltaik Biogas/Biomasse

Gesamt: 

66 GW

0

0,5

1

1,5

2

2,5

3

3,5

4

in
 G

W

Anfragen Batteriespeicher*

Gesamt: 

27 GW

*Stand: 09/2025



Finanzierung von Netzinvestitionen

Regulierungsrahmen und Kostenverteilung 

zukunftssicher aufstellen

Synchronisierung der Ausbaupfade

Anschluss von EE-Anlagen, Batteriespeichern 

und Verbrauchern netzorientiert gestalten

Unsere dringendsten Anliegen

Koordinierung von Förderrichtlinien

Lenkungswirkung der kommunalen 

Wärmeplanung stärken 

Dekarbonisierung von Wärmenetzen

Faire Preisbildung in grünen Wärmenetzen 

sicherstellen 



9Noch Fragen?
Sprechen Sie uns an!

Gerta Gerdes-Stolzke

Sprecherin der Geschäftsführung 

und Geschäftsführerin Vertrieb 

HanseWerk Natur

T 0 41 06-6 29 35 13

M 01 77-7 39 49 50

E-Mail gerta.gerdes@hansewerk.com 

Dr. Malte Hinrichsen

Leiter Partnerschaften & Politik 

HanseWerk

T 0 41 06-6 29 96 90

M 01 51-46 35 43 58 

E-Mail 

malte.hinrichsen@hansewerk.com 

Ann-Cathrin Rönsch

Referentin Partnerschaften & Politik 

HanseWerk

T 0 41 06-6 29 23 98

M 01 62-1 39 57 96

E-Mail 

ann-cathrin.roensch@hansewerk.com

Peter Grau

Gesamtbetriebsratsvorsitzender 

HanseWerk/SH Netz

T 0 41 06-6 29 38 68

M 01 60-7 11 60 23

E-Mail peter.grau@sh-netz.com



Regulierung
NEST – BNA

Aktivitäten der Mitbestimmung und ver.di



Dauerhaft nicht 
beeinflussbare Kosten (dnbK)

Kurztitel



Kurztitel 47



Hintergrund

4

• Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat zu Beginn des Jahres 2024 den NEST-Prozess 
(Netze.Effizient.Sicher.Transformiert) gestartet und Eckpunkte zur neuen Ausgestaltung der Anreizregulierung für 
die fünfte Regulierungsperiode Strom/Gas ab 2029 vorgelegt

• Die geplanten Änderungen sehen eine Neubewertung der Kriterien von § 11 Abs. 2 der 
Anreizregulierungsverordnung (ARegV) vor, wo definiert ist, welche Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare 
Kosten (dnbK) der Verteilnetzbetreiber gelten; hierzu gehören derzeit bspw.:

a) Betriebs- und Personalratstätigkeit,
b) betriebliche und tarifvertragliche Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, soweit diese in der 

Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind
c) Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen
d) Betriebskitas

• Die BNetzA hat im Januar 2025 den TENOR-Entwurf der Festlegung RAMEN veröffentlichtdort sind im Bereich 
der Personal- und Personalzusatzkosten nur noch die Versorgungsleistungen von Verteilnetzbetreibern als dnbK 
eingestuft; alles andere soll dem Effizienzvergleich zwischen den Unternehmen unterzogen werden



ver.di-Position

• ver.di spricht sich klar für eine Beibehaltung der jetzigen Regelungen aus

Argumente:

a) Verbindlichkeit von Tarifverträgen und betrieblichen Regelungen (Tarifautonomie)

b) Planungssicherheit für Unternehmen und Beschäftigte

c) Fachkräftesicherung

d) Stabile Beziehung und Wahrung des Betriebsfriedens zwischen den Betriebsparteien



ver.di-Aktionen

• ver.di hat im Januar 2025 eine Petition mit der Forderung zur Beibehaltung der aktuellen Regelungen
gestartet, die mehr als 18.200 Kolleginnen und Kollegen aus der Energiewirtschaft unterschrieben
haben

• Am 19.02.2025 wurde ein von mehr als 80 Betriebsratsvorsitzenden unterschriebener offener Brief an 
den Präsidenten der BNetzA versandt, mit der Forderung, §11 Abs. 2 ARegV beizubehalten. Als Antwort
darauf informierte BNetzA-Präsident Klaus Müller, dass die BNetzA nicht gedenkt, von ihren Plänen zur
Streichung der Personal- und Personalzusatzkosten aus den dnbK einzulenken



• Daraufhin organisierte ver.di am 08.05.2025 in Bonn vor dem Sitz der Bundesnetzagentur den
„BNetzAktionstag“ mit 10.000 Teilnehmer*innen aus allen Bereichen der Energiebranche.

• Es gab Reden von Frank Werneke, Christoph Schmitz-Dethlefsen, BR- und JAV-Vertreter*innen, 
Arbeitsdirektor*innen, Beschäftigten und Gewerkschaftssekretär*innen aus der Ver- und 
Entsorgung

• Aktion wurde Live auf Facebook übertragen und mehr als 4.500 Mal angeklickt

• Breites Presseecho u. a. im WDR, Sat. 1 NRW, der FAZ, Energie & Management, dem Bonner 
Generalanzeiger, etc.



• Der ver.di-AK Anreizregulierung erarbeitete daraufhin eine erneute Stellungnahme an die 
BNetzA, in der vehement mit Bezugnahme auf die Argumente der BNetzA die Beibehaltung 
der aktuellen Regelungen gefordert wurde

• Im Juli 2025 wurde ein gemeinsames Schreiben von ver.di, vku, Deutscher Landkreistag, 
Deutscher Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund an die BNetzA, die 
Bundestagsfraktionen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie an die 
Bundesministerinnen und Bundesminister für Wirtschaft, Finanzen, des Inneren, Bau und 
Umwelt und an den Chef des Bundeskanzleramts verschickt, welches dazu aufrief, Personal-
und Personalzusatzkosten in toto weiterhin vom Effizienzvergleich auszunehmen



• Im geharnischten Antwortschreiben der BNetzA vom 06.08.2025 antwortete Herr Müller, dass
die BNetzA weiterhin nicht die Absicht hat, ihren Kurs in Bezug auf die Streichung der bisherigen 
dnbk zu ändern

• Die abschließenden Regelungen für die neue Anreizregulierung sollen final voraussichtlich im 
Dezember 2025 festgelegt werden

Aktuelle Situation





Mit Bezug zu NEST möchten wir gerne das Thema FK-Zins aufgreifen, denn auch die SH 
Netz ist zum Bau von Leitungen auf Fremdkapital angewiesen und zahlt entsprechend 
Zinsen. Hieran wollen wir nichts verdienen. Gleichzeitig wollen wir hierdurch aber auch 
keinen finanziellen Schaden erleiden. Aus diesem Grund haben wir der BNetzA 
vorgeschlagen, den FK-Zins zu dynamisieren, also jährlich anzupassen, so dass dieser 
möglichst genau den Marktzinsen in der 5. Regulierungsperiode entspricht. Dies lehnt 
die Behörde jedoch ab. Sofern sich die BNetzA weiterhin nicht von diesem Vorschlag 
überzeigen lässt, ist für uns essenziell, dass zumindest im Rahmen einer sachgerechten 
Gewichtung dem Umstand Rechnung getragen wird, dass ältere Finanzierungen 
(Niedrigzinsjahre) weniger stark durchwirken als jüngere. Andernfalls droht aller 
Voraussicht nach in der 5. Regulierungsperiode eine Unterfinanzierung, was unsere 
Investitionsfähigkeit einschränken wird.  
 
Mit Verweis auf das Thema Wärmenetze möchten wir noch einmal hervorheben, dass 
aus unserer Sicht entscheidend ist, dass sich sowohl der Rechtsrahmen wie auch die 
Berechnung der Fernwärmepreise an den aktuellen energie- und klimapolitischen Zielen 
ausrichten. Es braucht Verlässlichkeit für Wärmeversorger und Transparenz für 
Wärmekunden, um letztlich auch die Akzeptanz zu stärken. Der bisherige Rechtsrahmen 
kommt diesen Anforderungen in seiner derzeitigen Form nicht mehr nach, wodurch ein 
Stopp bzw. eine deutliche Verzögerung der benötigten Investitionen in zu 
dekarbonisierende Wärmenetze droht, denn die Investitionen werden nur getätigt 
werden, wenn die Refinanzierung gesichert ist. Basierend hierauf bedarf es aus unserer 
Sicht im neuen Rechtsrahmen insbesondere der folgenden Punkte: 

• Fernwärmeversorgungsunternehmen, die im Zuge der Wärmewende ihre 
eingesetzten Energieträger (Beschaffungsstruktur) oder die 
Erzeugungstechnologie (u.a. aufgrund von Dekarbonisierung) ändern, müssen 
die Möglichkeit haben, Preisanpassungsklauseln per einseitiger öffentlicher 
Bekanntmachung grundsätzlich zu ändern. Dabei ist sicherzustellen, dass auch 
Änderungen der gesamten Preissystematik möglich sein müssen (Neuaufsetzen 
von Grund- und Arbeitspreisen). Durch die erhöhten Investitionen werden 
tendenziell die Grundpreise steigen und die Arbeitspreise sinken. Eine 
preisneutrale oder preisreduzierende Umstellung kann in strukturschwachen 
Regionen nicht gewährleistet werden.  

• Die einseitige Änderung einer neuen Preisanpassungsklausel per öffentlicher 
Bekanntgabe (z.B. Website) durch die Fernwärmeversorgungsunternehmen muss 
möglich sein, um die Kosten im Rahmen zu halten. 

• Bei der Gewichtung des Kosten- und Marktelements in Preisanpassungsklauseln 
für den Arbeitspreis sollte gesetzlich festgelegt sein, unter welchen 
Voraussetzungen von dem Grundsatz 50/50 abgewichen werden kann.  

• Die derzeitige Wärmelieferverordnung erschwert die Umlage der 
Wärmelieferkosten als Betriebskosten auf die Mieter, da die erforderliche 
Betriebskostenneutralität nicht immer gewahrt werden kann. Vermieter 
schließen den Anschluss von Bestandsobjekten an Wärmenetze aus diesem 
Grund oft aus. Um dem entgegenzuwirken, muss bei der Umstellung auf Fern- 
oder Nahwärme vollständig auf einen Kostenvergleich verzichtet werden oder 
dieser zumindest in seiner Umlagefähigkeit mit dezentralen Wärmepumpen 
gleichgestellt werden. 
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